Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Durchführung der Volkszählung am 25. Mai 1987 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Volkszählung 1987 ist notwendig. Das Volkszählungs- 
gesetz in der Fassung vom 8, November 1985 ist verfassungs- 
konform und entspricht allen datenschutzrechtiichen Anforde- 
rungen des Bimdesverfasungsgerichts. 

2. Bei der Durchführung der Volkszählung 1987 muß die Einhal- 
timg der vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Erfor- 
dernisse für den Datenschutz gewährleistet sein. 

3. Wir lehnen Boykottmaßnahmen und Boykottaufrufe ab. 

4. Die Bimdesregierung trägt u. a. mit ihrer oberflächlichen 
Behandlung und ihrer Abwertung des Datenschutzes einen 
erhebhchen Teil der Verantwortung dafür, daß die Volks- 
zählung auf Widerstände stößt. 

5. Den Bundesländern und den Städten und Gemeinden sind die 
Kosten vollständig zu erstatten. 

Bonn, den 5. Mai 1987 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Bei der für den 25. Mai 1987 angesetzten Volkszählung sollen 
17 Jahre nach der letzten Volkszählung Angaben über Einwoh- 
nerzahl, Berufstätigkeit, Gebäude- und Wohnungsbestand sowie 
Arbeitsstätten erhoben werden. Diese Daten sind eine unentbehr- 
liche Handlungsgrundlage für die Pohtik von Bund, Ländern und 
Gemeinden. Ohne diese Daten besteht die Gefahr, daß Bildungs- 
politik, Arbeitsmarktpohtik und Wohnungsbaupohtik zu Fehlent- 
scheidungen führen. Alternativen zur Volkszählung, die die Bür- 
ger weniger belasten, sind zur Zeit nicht vorhanden. 

Mit breiterer Anwendung der Kommunikations- und Informa- 
tionstechnologien steigt auch die Sorge der Bürgerinnen und 
Bürger vor dem „gläsernen Menschen Dieser Gefahr muß 
begegnet werden. Bei der Verabschiedung des Volkszählungsge- 
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setzes ist den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts ent- 
sprochen worden. Dies wird von den Datenschutzbeauftragten 
bestätigt. Die Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts und 
die gesetzlichen Datenschutzregelungen müssen auch bei der 
Durchführung der Volkszählung beachtet werden. Länder und 
Gemeinden sind aufgerufen, alles in ihren Kräften Stehende zu 
tun, damit Bedenken \md Zweifel an einzelnen administrativen 
Maßnahmen rechtzeitig vor Beginn der Volkszählung ausgeräumt 
werden. 

Der Deutsche Bundestag erwartet insbesondere 

— die strikte Anonynütät der gesammelten Daten, 

— die Wahrung des Statistikgeheimnisses, 

— keine Weitergabe der Einzelangaben aus der Volkszählung, 

— die strikte Trennung von Namen und Anschriften von den 
übrigen Angaben, sobald die Rückgabe der Fragebögen über- 
prüft ist, 

— die strikte Trennung der vorübergehend eingerichteten Er- 
hebungsstellen von allen anderen Ämtern, so daß ein Zugriff 
der Verwaltungen auf nicht anonymisierte Daten ausgeschlos- 
sen ist, 

— die umfassende Kontrolle der Durchführung der Volkszählung 
durch die Beauftragten für den Datenschutz. 

Nur durch die sorgfältige Beachtung der Datenschutzregelungen 
kann bei den Bürgern das notwendige Vertrauen geschaffen 
werden, das für das Gelingen der Volkszählung unentbehrhch ist. 

Die Aufrufe und Kampagnen zum Boykott der Volkszählung wen- 
den sich gegen ein rechtmäßiges, vom Deutschen Bundestag 
beschlossenes Gesetz und sind daher abzulehnen. 

Die Bundesregierung, insbesondere Bundesinnenminister Dr. 
Zimmermann, hat in den vergangenen Jahren keine Mögüchkeit 
ausgelassen, um Mißtrauen hervorzurufen imd die Bürger zu 
verunsichern, insbesondere durch 

— die ab wertenden Äußerungen konservativer PoUtiker aus Bund 
und Ländern über Wert und Bedeutung des Datenschutzes 
( „Datenschutz ist Täterschutz '' ) , 

— die von CDU und CSU hartnäckig verfolgten „Sicherheits- 
gesetze'', die Regelungen zu Lasten des Datenschutzes ent- 
halten. 

Dieses Mißtrauen ist durch kurzfristige Werbekampagnen nicht 
zu kompensieren. Die Bundesregierung muß vielmehr durch ent- 
schiedene Erklärungen und Aufklärungsmaßnahmen das berech- 
tigte Mißtrauen vieler Bürger abbauen und die Bürger von der 
Notwendigkeit der Volkszählung und von der Sicherheit ihrer 
persönhchen Daten vor dem Zugriff der Bürokratie überzeugen. 
Außerdem muß sie darauf hinwirken, daß Einzelprobleme bei der 
Durchführung in einzelnen Ländern und Gemeinden schnellstens 
behoben werden, um den klaren Festlegungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts gerecht zu werden. Hierbei werden Sozialdemokra- 
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ten, .dort, wo sie Verantwortung tragen, im Interesse des Gelin- 
gens der Volkszählung ihren Beitrag leisten. Nur wenn es gelingt, 
die berechtigten Sorgen der Bürger - ggf. mit Hilfe von Verwal- 
tungsgerichtsentscheidungen - auszuräumen, kann die Volkszäh- 
lung gelingen. 

Es ist zu bedauern, daß die Bundesregierung trotz wiederholter 
Aufforderungen im Deutschen Bundestag wie auch durch Bun- 
desländer, Landtage und kommunale Gebietskörperschaften es 
bisher abgelehnt hat, den Bundesländern und Kommunen die 
durch die Volkszählung entstehenden Aufwendungen vollständig 
zu erstatten. Eine voUe Kostenerstattung ist wichtig, damit alle 
Körperschaften, die bei der Durchführung der Volkszählung mit- 
wirken, die notwendigen Datenschutzvorkehrungen treffen 
können. 
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